Bericht zum FuA- Projekt 
„Sozialräumliche Entwicklung eines Wohnungspools“
Der Hintergrund
In den letzten Jahren wird durch die Träger der öffentlichen Jugendhilfe verstärkt darauf hin gearbeitet, dass junge Menschen, die im Rahmen der stationären Jugendhilfe untergebracht sind, mit erreichen des 19. Lebensjahres über die vorbereitende Unterbringungsform BEW verselbständigt werden. In der Regel soll BEW in einer vom Träger gemieteten Wohnung erfolgen.

Für die jungen Menschen bedeutet dieser Wechsel der Betreuungsform nach dem Verlust der Familie den erneuten Verlust einer vertrauten Umgebung und vieler Bezugspersonen. 

Damit der junge Mensch diesen Wechsel als positiven Start in das selbständige Leben für sich begreifen kann, braucht er die Gewissheit, dass ein erneuter Wechsel des Wohnumfeldes am Ende der Jugendhilfe nur auf seinen Wunsch erfolgen wird und kein Automatismus ist. Der Verlust der Bezugsperson am Ende der Betreuung ist schon belastend genug.

Sollte am Ende der HZE ein erneuter Wohnungswechsel vorgesehen sein, kann sich der junge Mensch nicht richtig auf die Wohnung, die Nachbarn und die Umgebung einlassen, er kommt im BEW gar nicht richtig an.

Die Träger der stationären Jugendhilfe sind daher bemüht, mit den Vermietern zum Ende der Jugendhilfe Vereinbarungen über die Überschreibung des Mietvertrages an die jungen Menschen ohne Mieterhöhung zu treffen.

Die Träger der stationären Jugendhilfe (TsJ) haben zunehmend Probleme, zeitlich passend zum Ende der vollstationären Jugendhilfe für und mit den von ihnen betreuten jungen Menschen eine angemessene Wohnung zu finden, sei es als BEW- Trägerwohnung oder als eigener Wohnraum des jungen Menschen. 
Beispielhaft werden von den TsJ für diese Entwicklung des Wohnraummarktes folgende Gründe benannt:

· Das Angebot an Wohnungen, die dem Wohnbedarf von Einzelpersonen als „angemessen“ gelten, ist wesentlich geringer geworden. 

· Die Nachfrage nach kleinen, „angemessenen“ Wohnungen ist im Gegenzug gestiegen.

· Die Akzeptanz von Kostenübernahmen durch das Jobcenter hat nach den Diskussionen über Sanktionen des Jobcenters bis in die Mietzahlung hinein stark abgenommen. 

· Die vorhandenen Wohnungen werden z.Zt. teilweise als Ferienwohnungen vermietet.

· Die wenigsten der jungen Menschen können zusätzlich zur Mietkaution Maklerprovisionen bezahlen.

· Immer öfter werden Träger als Hauptmieter nicht akzeptiert.

· Eine häufige Aussage von Verwaltern ist, dass sich Träger bei Mietzahlungsproblemen der jungen Menschen als nicht zuständig erklären und die Vermieter ohne Ansprechpartner auf den Mietschulden sitzen bleiben.

Betroffen sind die jungen Menschen von diesen Fehlentwicklungen bei einem wichtigen Schritt in die selbständige Zukunft. Ihnen wird, wenn die Wohnungssuche länger dauert, schon mal in manchen Fällen vorgeworfen, sie würden nicht genug Initiative bei der Wohnungssuche zeigen. Einigen in schulischer oder beruflicher Ausbildung befindlichen jungen Menschen wurde schon die Unterbringung im Wohnheim mit Mehrbettzimmern angeboten, was als Perspektive zur Verselb-ständigung unvorstellbar ist. 

Wenn der Auszug in die eigene Wohnung zu früh erfolgt, weil gerade eine passende Wohnung zur Verfügung steht, können in vielen Fällen die Finanzierungen für den neuen Lebensabschnitt nicht rechtzeitig gesichert werden, weil diese jungen Menschen in der Regel von öffentlicher Förderung abhängig sind. BAföG- oder BAB- Anträge werden nicht rechtzeitig bewilligt, das Jobcenter übernimmt nur für maximal 1 Monat die Zwischenfinanzierung. Der junge Mensch gerät unverschuldet in eine belastende Krisensituation.

Betroffen sind auch die anderen Beteiligten, die freien und der öffentliche Träger der Jugendhilfe, wenn z.B. beim freien Träger Plätze blockiert sind und Betreuungspersonal für das Betreute-Einzel-Wohnen vorgehalten wird. Der öffentliche Träger ist betroffen, weil er weiterhin mit den Unterbringungskosten für den jungen Menschen belastet ist. 

In den Begründungen für die Beendigung der stationären Jugendhilfe kann regelhaft nur auf den individuellen Entwicklungsstand und Hilfebedarf des jungen Menschen Bezug genommen werden. Wohnraummangel ist im Gesetz nicht als Begründung für die Weiterführung von Jugendhilfe vorgesehen.

Das Projekt
Das FuA- Projekt „Ermitteln von freiem, bezahlbarem Wohnraum“ wurde im gemeinsamen Interesse von freien und öffentlichen Trägern der Jugendhilfe weiterentwickelt, um auf alternativen Wegen dem Wohnraummangel mit seinen Folgen entgegen zu treten. Ziel ist die „Verbesserung der Mietchancen von bezahlbarem Wohnraum für junge Menschen im Rahmen oder am Ende von HzE“ durch gemeinsames Handeln von Wohnungsgebern und freien und öffentlichen Trägern der Jugendhilfe. 

Im Zuge der dafür notwendigen Gespräche sollte die Frage nach geeigneten Wohnungen für Wohngemeinschaften ebenfalls berücksichtigt werden.

Neben der Entwicklung von kurzfristigen Strategien beinhaltet das Konzept auch die Beteiligung an mittel- und langfristigen Lösungsansätzen z.B. die Mitarbeit in Arbeitsgruppen und im Wohnraum-Bündnis SZ.
Die Umfrage
Um den Umfang der Wohnraumproblematik für junge Menschen im Rahmen oder am Ende von HzE mit belastbaren Zahlen belegen zu können, haben wir die in der „Qualitätsoffensive Berlin“ organisierten freien Trägern der stationären Jugendhilfe um Mithilfe gebeten und einen selbst entwickelten Fragebogen verteilt. Die umfangreichen Fragen wurden von zehn stationären Trägern beantwortet. Die Daten wurden zur Auswertung anonymisiert.

Die Ergebnisse
Von den beteiligten Trägern benötigt jeder für die ausziehenden jungen Menschen im Durchschnitt 7 Wohnungen in Jahr.
2011 mussten für 67 junge Menschen Wohnungen gefunden werden, 

2012 mussten für 66 junge Menschen Wohnungen gefunden werden,

2013 mussten für 76 junge Menschen Wohnungen gefunden werden.


Die befragten Träger stellen ca. 12 %(1) der 5950(2)  stationären Plätze  in Berlin. 
Der Bedarf an Wohnungen für junge Menschen am Ende von HZE kann daher 

berlinweit auf  ca. 875 Wohnungen pro Jahr geschätzt werden.
Quelle: Qualitätsoffensive Berlin, gemeldete Platzzahlen, 2  Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Nr. 297 vom 28.10.13
Die MitarbeiterInnen der einzelnen Träger suchten in 85% der Fälle 20 Stunden und länger nach einer Wohnung. Im Jahr sind das für jeden Träger ca. 140 Arbeitsstunden nur für die Wohnungssuche. 
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Damit ist eine MitarbeiterIn mit einer  ¾ Stelle 1 Monat lang beschäftigt.
Für 70 % der jungen Menschen dauerte die Wohnungssuche zwischen 3–6 Monaten, 25% suchten 9 Monate und länger nach einer angemessenen Wohnung.


[image: image2.emf]Durchschnittliche Dauer der 

Wohnungssuche für einen Jugendlichen

37%

36%

18%

9%

3 Monate 6 Monate 9 Monate < 9 Monate


Ein geplanter Auszug kann bei dieser Wohnraumsituation eher zufällig gelingen. 
Die zusätzliche psychische Belastung der jungen Menschen wegen der unbestimmten 

Dauer der Suche ist neben den Belastungen durch Schule oder Ausbildung groß. 
Bei mehr als der Hälfte der zum Auszug bereiten jungen Menschen musste die stationäre Jugendhilfe um 6 Monate oder mehr verlängert werden. 

Der junge Mensch muss eine Übergangssituation lange Zeit ertragen.

Die jeweilige Gruppensituation wird durch junge Menschen stark belastet, die nicht 

mehr da, aber noch nicht ganz weg sind. 

Für die TsJ ist durch die unbestimmte Dauer der Wohnungssuche die Planung von 

Neueinzügen und damit verbunden die Auslastungssteuerung erschwert.
Die Wohnungsbeschaffung wird nicht durch zu hohe Erwartungen der zukünftigen Mieter erschwert. Die jungen Menschen nehmen bei der Wohnungssuche auch wiedrige Umstände in Kauf. Nur einer von zehn jungen Menschen findet seine Wohnung in dem Stadtgebiet, das ursprünglich geplant war. Die jungen Menschen nehmen auch lange, umständliche Wegezeiten von bis zu einer Stunde zu Schule und Ausbildung in Kauf.
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Auf Grund der aktuellen Wohnraumsituation gehen stationäre Träger der Jugendhilfe vermehrt dazu über, BEW- Wohnungen am Ende der Jugendhilfe nicht mehr an den jungen Menschen zu übergeben. Nur knapp 40% der jungen Menschen haben ihre Wohnung am Ende der Jugendhilfe behalten können.

Der junge Mensch ist von Anfang an nur auf Zeit Teil  der Hausgemeinschaft. 

Die Einbindung in den neuen Sozialraum erfolgt  unter diesen Umständen nur bedingt.

Zusätzlich zum Verlust von Bezugspersonen muss dann auch noch das Wohnumfeld 

gewechselt werden.
In der Konsequenz sind die trägereigenen BEW-Wohnungen wegen der dann anstehenden langen Suche nach neuen Wohnungen am Ende von HZE in 66% der Fälle für 3–6 Monate blockiert, 15% der Wohnungen sind länger als 6 Monate nicht neu belegbar.

Eine eventuelle direkte Neu-Unterbringung im passenden und preiswerten BEW muss 

zeitlich geschoben oder vollstationär „zwischengelagert“ werden

Der junge Mensch muss vor Beginn der Hilfe erneut längere Zeit eine belastende 

Übergangssituation ertragen.

Die Überlassung von BEW- Wohnungen an die jungen Menschen am Ende von HZE stellt die TsJ vor schwer lösbare Probleme. In der Regel befinden sich die BEW-Wohnungen im näheren Umfeld des Trägersitzes. Dies erleichtert die Anbindung der BetreuerInnen an den laufenden Betrieb und ermöglicht eine bessere Umsetzung der Forderung nach personeller Kontinuität in der Betreuung. Die Wegezeiten zwischen den Wohnungen sind für die BetreuerInnen kurz. Neue Wohnungen zu finden, die diese Kriterien erfüllen, bedeutet eine zusätzliche Erschwernis. 
Die tägliche Wegezeiten summierten sich auf durchschnittlich 2,5 Stunden. Das sind Zeiten, 

die nicht für die Betreuung zur Verfügung stehen.
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Die Wegzeiten zwischen den Wohnungen wurden durchschnittlich mit 30–60 Minuten angegeben.
Wenn vor dem angestrebten Ende von HZE eine angemessene Wohnung gemietet wird, ist häufig die weitere Finanzierung noch nicht abschließend geklärt. BAB, BAföG oder die Aufstockung über das Jobcenter ist noch nicht abschließend bearbeitet.

Die TsJ müssen in diesen Fällen immer wieder in finanzielle Vorleistung gehen, 

das Jobcenter kann nur 1 Monat überbrücken. 

In den vergangenen Jahren kam es vor, das BAföG- Anträge aus verwaltungsrechtlichen 

Gründen nicht angenommen wurden (Umgehung der Bearbeitungspflicht)
Die eigenen Erfahrungen mit der Wohnungssuche für junge Menschen und die Berichte von KollegInnen zum Thema deuten die Tendenz bei Vermietern an, nicht mehr an junge Menschen und auch nicht mehr an Jugendhilfeträger zu vermieten. 

Auf Nachfragen zur Ablehnung von Jugendhilfeträgern wird bei den Gründen genannt, dass die Träger die Entstehung von Mietschulden zulassen und als Ansprechpartner nicht zur Verfügung stehen. Über die Hintergründe kann man nur spekulieren, Tatsache ist aber, dass die Träger in der Regel sehr wenig finanzielle Reserven für Mietausfallschäden durch die jungen Menschen aufbauen können.

Die Arbeit mit den Ergebnissen
Wie Eingangs beschrieben, ist es das Ziel, die „Verbesserung der Mietchancen von bezahlbarem Wohnraum für junge Menschen im Rahmen oder am Ende von HzE“ durch gemeinsames Handeln von Wohnungsgebern und freien und öffentlichen Trägern der Jugendhilfe zu erreichen.

Gemeinsames Handeln setzt gemeinsames Problemverstehen 

und miteinander Reden voraus.
Dies soll im Rahmen eines „Runden Tisches“ für Wohnungsgeber und Vertreter von freien und  öffentlichen Trägern der Jugendhilfe angestrebt werden.
ANHANG
Vorbereitung eines Fachtages als Abschluss des FuA- Projektes
Allen Beteiligten muss das Ergebnis der Untersuchung in geeigneter Form bekannt gemacht werden, den Trägern der freien und der öffentlichen Jugendhilfe, den Wohnungsbaugesellschaften, den Hausverwaltungen und Vermietern. 

Die Bekanntmachung soll durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe erfolgen. Zusammen mit einem Einladungsschreiben zu einem lösungsorientierten „Runden Tisch“ soll der Bericht versandt werden. 

Parallel sollen durch eine Pressemitteilung und durch Bekanntgabe in den politischen Gremien eine breiteere Öffentlichkeit informiert werden.

Alle eingeladenen Teilnehmer werden gebeten, vor dem Treffen ihre Bedenken, Erfahrungen und Vorbehalte zum Thema einzusenden.

Alle eingeladenen Teilnehmer werden gebeten, sich im Vorfeld Modelle der Kooperation und eines verbindlichen Umganges miteinander zu überlegen. 
Eigene Vorschläge:

Absolvent der Mieterschulung mit Zertifikat:
· alles um die Mietzahlung (Bank, Kontodeckung, Kaution)

· was steht im Mietvertrag 

· die anderen Mieter 

· wann und wie Feiern, Party

· wer macht Reparaturen

· wer muss wann renovieren

Träger und Vermieter:
· Gesprächsbereitschaft zwischen Träger und Vermieter ist gefordert

· Ombudsstelle beim Trägerverbund, Wohnungsgeber finden Gehör

· Wohnungsgeber, Träger und Jobcenter haben ein Gesprächsforum

· Runder Tisch 3 – 4 mal im Jahr
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